
Sind Familienzentren die richtige Antwort? 
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lokaler Familienpolitik
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Sind Familienzentren die richtige Antwort?
Ist es die Frage mit Bezug auf:

• ein passgenaues Angebot für die Bedarfe von Familien?

• die Erreichbarkeit von ganz bestimmten Familien etwa mit Migrationserfahrung oder 
Armutshintergrund?

• einen Kindbezug in der Familienpolitik mit Blick auf den demografischen Wandel 
oder Vereinsamungsprozesse?

• die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf?

• ein ganz bestimmtes Verständnis von Familie etwa Familie als Generationenverbund, 
als System der Reziprozität oder als biologischer Verbund?

• die Veränderungen im sozialen Raum?

• Überlegungen zur Sicherung kommunaler Infrastruktur in benachteiligten Räumen 
und strukturschwachen ländlichen Regionen?

• eine Neuformulierung von Familienpolitik mit Blick auf das Lokale?...



Sind Familienzentren die richtige Antwort?

These: Familienzentren nicht auf der Suche nach der richtigen Antwort, sondern auf der 
Suche nach der „richtigen“ Frage  

Was ist richtig?

• mit Blick auf das eigene Trägerverständnis 

• die Erwartungen der Kostenträger und der Politik

• und auch die Bedarfe der Familien und wenn ja, welcher Familien?

?
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Ausrichtung von Familienzentren
Angebotsorientierung

Befragung in elf von 23 Thüringer Kommunen

• Familienkurse (Eltern und Kinder)

• Familienstammtische

• Familienberatung

• Familiennetzwerke

• Familienfreizeiten/-erholung

• Elternbibliothek

• Informationsveranstaltungen

• Elternforen

• Elternbriefe



Ausrichtung von Familienzentren
Angebotsorientierung Bedarfsorientierung

Individuelles Problem

Sozialer Missstand

Bedarfsartikulation

Bedarfsbearbeitung

Bedarfsdeckung

Sozial-
staatliche Trias 

der sozial-
politischen 

Intervention



Wege zur Bedarfsorientierung

• Beispiel: Landesprogramm für ein solidarisches Zusammenleben der Generationen in 
Thüringen 



Hintergründe Neustrukturierung 
Familienförderung ab 2019

• Familienförderung im Rahmen des Thüringer Familienförderungssicherungsgesetzes 
(ThürFamFöSiG) von 2006 - 2018

• Maßnahmen der Familienerholung und Familienbildung

• Familienzentren 

• Familienverbände 

• Familienferienstätten

• Investitionen

• überörtliche Projekte, Modellvorhaben

• (insgesamt ca. 900.000 € für örtliche Maßnahmen)



Hintergründe Neustrukturierung 
Familienförderung ab 2019

• jährlich ca. 72 Förderentscheidungen zu Familienfördermaßnahmen  durch Stiftung 
„FamilienSinn“ (ja oder nein für Maßnahmen, die auf örtlicher Ebene stattfinden)

• bereits 2011 Kritik des TRH, dass die Stiftung Aufgaben der örtlichen Ebene 
wahrnimmt

• keine Trennung örtliche/überörtliche Familienförderung

• kaum finanzielle Beteiligung der Landkreise/kreisfreien Städte für Maßnahmen nach 
§ 16 SGB VIII (Ausnahme: Familienzentren)



Ausgangssituation in Thüringen

• Bevölkerungsrückgang bis 2035 um 13,1 % von rund 2.156.800 Personen im Jahr 2014 auf 
1.875.100 Personen

• trotz steigender Geburtenrate (1,66 Kinder pro Frau) anhaltender Sterbefallüberschuss

• Fortsetzung Trend zur höheren Kinderlosigkeit 

• weiterhin fortsetzender Alterungsprozess mit regional großen Unterschieden

Annahmen nach der 1. regionalisierten Bevölkerungsvorausberechnung 
Thüringen im Rahmen des Demografieberichts 2016



Ausgangssituation in Thüringen
Kommunale Familienpolitik

Geringe Bedarfsorientierung bei Angeboten für Familien

• wenig Abstimmung von familienpolitischen Angeboten untereinander

• parallele Angebotsstrukturen einerseits, Angebotslücken andererseits

• Angebotsentwicklung und -bereitstellung folgt eher einer Verwaltungslogik als 
einer Bedarfsorientierung

• Versäulung innerhalb der Angebotsstrukturen und Ressorts der Kommunen

• schwach ausgebaute Vernetzungsstrukturen innerhalb der 
Kommunalverwaltungen

• geringe Beteiligung von Familien bei der Angebotsplanung



Auftrag aus dem Koalitionsvertrag 

Siehe Koalitionsvertrag zwischen den Parteien DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS/DIE GRÜNEN für die 6. Legislaturperiode des Thüringer 
Landtags.

• Kommunikative 
Ausrichtung:

• ressortübergrei-
fende, vernetzte 
Arbeitsweise 

• Finanzieller 
Rahmen

• Strategische 
Ausrichtung:

• Stärkung und 
Entwicklung einer 
bedarfsorientierten, 
integrierten 
Sozialplanung in den 
Kommunen

• Fachliche 
Ausrichtung:

• Orientierung am 
Bedarf von 
Familien

Stärkung der 
Familien mit 

ihren 
individuellen 
Bedürfnissen

familienun-
terstützende
Leistungen 

in den 
Kommunen

Konzipierung  
gemeinsam 

mit 
familienpo-

litischen
Akteuren

10 Mio. Euro



Philosophie 

Das Landesprogramm „Solidarisches Zusammenleben der Generationen“ ist ein …

• prozessorientiertes Förderprogramm des Landes Thüringen 

• auf der Basis integrierter Sozialplanung, das Familien direkt vor Ort 

• durch bedarfsgerechte Angebote in ihrer Lebenswelt unterstützt.



Handlungsfelder

HF 6

Dialog der 

Generationen



Handlungsfelder

Befragungen, Beteiligungsformate, 
Planungsfachkräfte

Unterstützung der Unternehmen bei 
generationssenibler Personalpolitik, 

Randöffungszeiten erweitern,
Entwicklung von Mobilitätsstrategien

Bildungsangebote, Familienerholung, 
Qualitätssichernde Weiterbildung von 

Ehrenamtlichen 

Pflegestützpunkte, Seniorenbüros,
Mehrgenerationenhäuser,

Familienzentren, Bürgercafés

Innovative Wohnformen,
Großelterndienste,

Nachbarschaftsnetzwerke,
soziale Dorfentwicklung

Allgemeine und spezifischen 
Beratungs-

und Informationsangebote 
Selbsthilfegruppen

HF 6

Dialog der 

Generationen



Stufenmodell - Überblick

• gem. der aktuellen Richtlinie gibt es (noch) 3 Stufen: 

• Stufe 1: Erhalt bestehender Einrichtungen (Bestandssicherung)

• Stufe 2: Erhalt bestehender Einrichtungen + Durchführung von 
Planungsprozessen

• Stufe 3: Erhalt bestehender Einrichtungen + Planungsprozesse + 
Weiterentwicklung und Umsetzung  familienbezogener Angebote



Stufe 3 
Ziel Vorhalten bedarfsgerechter bestehender Einrichtungen und Schaffung neuer Maßnahmen, Angebote

und Einrichtungen für Familien durch integrierte Steuerungs-, Planungs-, Vernetzungs- und
Beteiligungsprozesse

Indikatoren Controlling Anzahl bestehender und neuer bedarfsgerechter Maßnahmen, Angebote und Einrichtungen
aufgeschlüsselt nach den Handlungsfeldern

Fördergegenstände Planungsleistungen (Bestandserhebung, Zielbildung, Bedarfsermittlung, Entwicklung, Umsetzung und
Evaluierung von Maßnahmen, Angeboten und Einrichtungen), Steuerungs-, Vernetzungs- und
Beteiligungsprozesse sowie bedarfsgerechte familienunterstützende Maßnahmen, Angebote und
Einrichtungen für Familien in der Region

Zuwendungsvoraus-setzungen Gesamtplanung der bedarfsgerechten familienunterstützenden Maßnahmen, Angebote und 
Einrichtungen 
(Bestandserhebung und Bedarfsermittlung für alle Handlungsfelder 
Zielbildung für Maßnahmen, Angebote und Einrichtungen nach Schwerpunktsetzung des Landkreises/ 
der kreisfreien Stadt) +
Auflistung der beantragten Maßnahmen, Angebote und Einrichtungen in die Handlungsfelder des LSZ
• Entscheidung über Fokus der Förderung 
• nicht alle Handlungsfelder gleichzeitig bedient
• Planung alle fünf Jahre überprüfen und aktualisieren

Höhe der Fördersumme 70 % der beantragten Summe, 
unter Beachtung des errechneten höchstmöglichen Fördersatzes nach der Richtlinie LSZ
bei Eigenanteil des Landkreises/ der kreisfreien Stadt von 30 %

Verfahren Antragstellung des Landkreises/der kreisfreien Stadt beim TMASGF bis 15. November des Vorjahres
(Antrag beinhaltet Gesamtplanung)



Entwicklungsprozess kurzgefasst

• 2015 Initiierung 

• 2016/17 Erarbeitung eines Konzeptes unter Einbindung der Landesbehörden und der 

Kommunen sowie der freien Träger 

• 2018 Erprobung in zwei Modellkommunen und Evaluation der Modellphase 

• 2018 Verankerung im Thüringer Gesetz zur Neustrukturierung der Familienförderung 

• seit 2019 flächendeckende Implementierung in allen 23 Thüringer Landkreisen und 

kreisfreien Städten und Prozessbegleitung

• 2021 erste Evaluation des Landesprogramms und Überarbeitung der Richtlinie  



Entwicklungsprozess auf Landesebene

2019 -
2021

•Beständige inhaltliche Weiterentwicklung in Kooperation mit versch. Akteuren 

(Bspw. Thema Pflege und Gesundheit) 

•Finanzierung einer Prozessbegleitung für die kommunale Sozialplanung

•Überarbeitung der Homepage in 2020

•12/2020 Auslaufen des Bestandsschutzes auf Angebotsebene

•12/2020: Auslaufen des Sonderprogramm zu ThEKiZ

•Evaluation des Programms im Jahr 2021

•Fortschreibung und Verabschiedung der Richtlinie in 2021



Entwicklung in den Kommunen
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Inhaltliche Schwerpunkte in den 
Kommunen 
• Große regionalspezifische Heterogenität in Bezug auf die Schwerpunktsetzung von Maßnahmen

• Förderung und Weiterentwicklung der sog. Bestandsmaßnahmen wie Familienzentren, 
Erziehungsberatungsstellen, Begegnungsstätten etc. 

• Die Akzeptanz und Netzwerke von etablierten Maßnahmen/Trägern nutzen  

• Konzipierung von dezentralen, zugehenden Angeboten vor allem in Flächenlandkreisen (Dorfkümmerer, 
Familienlots*innen)

• Förderung von kleinen, kurzweiligen „Mikroprojekten“ kleiner Vereine oder Initiativen

• auch als Test für neue, innovative Angebote

• Förderung von Generationenübergreifenden Maßnahmen wie Digitalkompass von Jugendlichen für Senior*innen 
oder gemeinsames Gärtnern von Senior*innen mit Kita-Kindern

• Investition in die Verbesserung von Informationsangeboten für Familien (Familienkompass etc.) oder die 
Familienfreundlichkeit der Landkreise/ kreisfreien Städte (Familien- oder Generationenpass)

• Investition in die Verbesserung der Datenerfassung oder Datenauswertungstools

• Beteiligungsmaßnahmen von Trägern („Trägerfrühstück“) oder ganzen Dörfern 



Aktuelle Herausforderungen der 
kommunalen Planung 

• Überregionale Maßnahmen (Familienferien- und Familienbildungsstätten, 
Mobilitätsangebote etc.) regional zu planen und zu finanzieren

• Fachübergreifende Maßnahmen (Mobilität, Wirtschaftsförderung etc.) zu 
entwickeln 

• Ablösung von der Zentralisierung von Maßnahmen in Städten und dezentrale 
Angebote entwickeln (Gemeindehäuser etc.)

• viele verschiedene Akteure wie freie Träger,  Interessensvertretungen und vor 
allem Familien kontinuierlich und strategisch in Planungsprozesse einzubeziehen

• Stellenwert der Sozialplanung im Gefüge der Kommunalverwaltung und -politik 



Ausblick
Familienzentren tun gut daran,

• das Familienverständnis fortwährend zu reflektieren und dabei den Sozialraum im 
Blick zu behalten

• die bedarfsorientierte Ausrichtung der eigenen Leistungen zu fokussieren

• die Frage der Erreichbarkeit für alle Familien kritisch zu hinterfragen

• eine Lobbyfunktion fortzuentwickeln

• an Konzepten für Familienarbeit in ländlichen bzw. strukturbenachteiligten Räumen 
zu arbeiten

• sich als Teil kommunaler Infrastruktur zu begreifen und damit politisch zu agieren

• aktuelle Ansätze wie der Lokalisierung, der Vernetzung mit Kindergärten und Horten 
selbstbewusst aufzugreifen

= Und dabei die richtigen Fragen formulieren!



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Prof. Dr. Jörg Fischer

joerg.fischer@ikpe-erfurt.de

mailto:joerg.fischer@ikpe-erfurt.de

